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Kanada und Deutschland arbeiten
weltweit und vielfältig zusammen. Beide Länder
gehören zur G8-Gruppe, beide sind bei vielen frie-
denssichernden Maßnahmen Seite an Seite aktiv –
um nur eine von Hunderten anderer internationaler
Kooperationen zu nennen. Und doch ist der Öffent-
lichkeit beider Länder kaum bewusst, wer der jeweils
andere Partner eigentlich ist oder weshalb sie von Be-
deutung sind füreinander. Zum Beispiel weiß kaum
jemand, in Ihrem Land oder in meinem, dass beide
Länder die erfolgreichsten und experimentierfreu-
digsten Bundesstaaten der Welt sind.

Selbstverständlich sind wir in vielen Dingen ver-
schiedener Meinung, in  anderen nicht. Es gibt Politik -
bereiche, in denen Deutschland Kanada vo raus ist,
und andere, in denen vermutlich Kanada  weiter ist.

Ich werde mich hier auf die Themen Einwanderung
und Staatsbürgerschaft beschränken. Dies ist ein Be-
reich, in dem Kanada einen entscheidenden Vor-
sprung besitzt. Zudem wird dieses Thema in den
nächsten zwei Jahrzehnten auf der ganzen Welt an
Dringlichkeit zunehmen. Einer,  nur der sichtbarste
Grund dafür ist die geringe Kinderzahl in so fast je-
dem westlichen Land.

Ich möchte gern vier Punkte nennen.
Erstens: Die originellste aller Entscheidungen in

der politischen Geschichte Kanadas wurde im Jahr
1774 getroffen; danach wurde sie noch einige Male
wiederholt und damit jedes Mal aufs Neue bekräf-
tigt. Dies geschah jedes Mal nicht etwa nebenbei,
sondern mit einem klarem politischen Bewusstsein
der Konsequenzen. Worum ging es? Die Entschei-
dung betraf den Weg Kanadas in die Zukunft: Er
sollte nicht wie damals noch in ganz Europa und in
den Vereinigten Staaten, sondern in genau umge-
kehrter Richtung verlaufen. Wir haben nämlich be-
schlossen, gerade kein monolithischer Nationalstaat
zu werden mit einer Sprache, einer Kultur, einer Reli-
gion und, wenn wir schon dabei sind, einem Grün-
dungsmythos.

Warum haben wir das beschlossen? Wie sollte das
gehen? Vom 18. Jahrhundert an war Kanada in einer
wenig beneidenswerten Lage. Es war ein armer, elen-
der, isolierter, nördlicher Fleck Erde und besonders
unbeliebt bei Einwanderern. Die bereits Eingewan-
derten stellten fest, dass es keine Mehrheit irgendei-
ner Gruppe gab, keine Nationalsprache, keine Leit-
kultur, keine dominante Religion. Es gab 60 000 Fran-
zösischsprechende, die sich selbst wie Flüchtlinge
vorkamen, nachdem ihr gesamter Landbesitz in ande-
re (englische) Hände übergegangen war. Und es gab
60 000 Englischsprechende, die aus den früher briti-
schen Kolonien im Süden geflohen waren und meist
alles verloren hatten. Und außerdem gab es eine noch
viel höhere Zahl an kanadischen Ureinwohnern, Ver-
triebene in ihrem eigenen Land.

Im Jahr 1774 also beschloss Kanada, sich der Wirk-
lichkeit zu stellen: Es gab keine natürliche Mehrheit
irgendeiner Art. Es war deshalb unmöglich, irgendei-
ne vereinheitlichende Vorstellung von „Staatsgebiet“
oder „Bevölkerung“ zu oktroyieren (und falls es einer
versuchen wollte, hätte es ohnehin nicht funktio-
niert). Das Ergebnis war der Beginn der englisch-
französischen Zweisprachigkeit und der Verzicht da -
rauf, zu bestimmen, ob jemand nun Katholik oder
Protestantin sein oder überhaupt einer bestimmten
Religion angehören sollte. Man muss wissen, dass
ein Katholik damals in England kein öffentliches
Amt bekleiden durfte.

Mit anderen Worten, gut zweihundert Jahre lang
war Kanada ein nicht-monolithisches Experiment,
mit seinen Höhen und Tiefen, Erfolgen und Rück-
schlägen. Dieses Experiment wurde 1840 durch Ge-
setz bestätigt, noch einmal 1867, noch einmal, als der
Westen sich dem 20. Jahrhundert öffnete, und ganz
deutlich noch einmal zu Beginn der sechziger Jahre
des vergangenen Jahrhunderts.

Zweitens:
Kanada wird von seiner politischen Führung im-

mer wieder als „neues“ Land bezeichnet. Das ist Un-

Einwanderer werden Staatsbürger 

Mit allen Rechten und Pflichten
Wenn jemand von außen auf Deutschland und die Deutschen schaut, sieht er die Dinge manchmal schärfer, als die Innenansicht
es zu lässt. Der kanadische Autor und Kulturhistoriker  John Ralston Saul zum Beispiel ist überzeugt, dass Kanadier und Deut-
sche „die Bereitschaft zum Experiment, zum Risiko gemeinsam haben“. Ein unerwartetes Kompliment. Schließlich konnte man
bei uns jahrzehntelang mit Abwandlungen des Schlagworts „Keine Experimente“ Wahlen gewinnen. Vielleicht erlauben es die
deutsch-kanadischen Gemeinsamkeiten sogar, in Zukunft Fehler auf einem Gebiet zu vermeiden, wo uns das Land mit den zwei
Amtssprachen um Längen voraus ist: bei der Integration von Einwanderern.

Von John Ralston Saul
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sinn. Wir experimentieren damit schon seit dem
frühen 17. Jahrhundert. 1848 haben wir das Experi-
ment erfolgreich in Gesetze gegossen – mit dem Er-
gebnis, dass Kanada heute die zweit- oder drittälteste
ununterbrochene Demokratie der Welt ist. Und der
älteste ununterbrochene demokratische Bundesstaat
der Welt.

Drittens:
Als alter und erfahrener Bundesstaat wissen wir,

was Kämpfe zwischen konkurrierenden Machtzen-
tren sind. Wir hatten diese Machtkämpfe schon, be-
vor wir formal ein eigenes Land wurden. Ob es uns
gefällt oder nicht: Wir verstehen das Bedürfnis ver-
schiedener Regionen und Völker nach einem selbst-
bestimmten Platz in der Gesellschaft.

Viertens:
Eine genaue Theorie der Beziehung zwischen Ein-

wanderung und Staatsbürgerschaft hatten wir eben-
falls schon, bevor Kanada ein richtiges Land wurde.
Im Jahr 1840 schrieb Louis-Hyppolite LaFontaine ei-
nen Brief an die Menschen in seinem Wahlkreis mit
dem Titel „Sendschreiben an die Wahlberechtigten in
Terrebonne“. Darin legte er die Politik für ein demo-
kratisches Kanada dar sowie seine Überlegungen zu
Einwanderung und Staatsbürgerschaft. Zwei Wo-
chen später gelangte die Übersetzung des Briefes
nach Toronto und wurde zur Grundlage der Allianz
zweier Reformbewegungen, der anglo- und der fran-
kophonen. Jeder in der damaligen Kolonie hatte den
Brief gelesen. Hier der Absatz, der sich mit der Ein-
wanderung befasst:

Die Ereignisse, die die Zukunft für dieses Land bereithält,
sind von größter Bedeutung – Kanada ist das Land unserer
Vorfahren; es ist ebenso unser Land wie das Adoptivland
der verschiedenen Bevölkerungsgruppen, die aus vielen
Teilen des Globus zu uns kommen, die sich ihre Wege bah-
nen durch unsere riesigen Wälder zu den künftigen Ruhe-
und Wohnstätten für ihre Familien und ihre Hoffnungen.
Wie für uns ist auch für sie der größte Wunsch das Glück
und das Gedeihen Kanadas, ein Erbe, das sie ihren Nach-
kommen in diesem jungen und gastfreundlichen Land wei-
terzugeben trachten sollten. Vor allem ihre Kinder müssen,
wie wir selbst, Kanadier sein.

Man sieht, der Grundsatz, dass Menschen als Ein-
wanderer nach Kanada kommen und ihren Platz als
Staatsbürger selbst bestimmen, ist in unserem Land
schon 165 Jahre alt. Aber ich will Ihnen nichts vorma-
chen: Wir haben 120 Jahre gebraucht, um diverse
Doppelzüngigkeiten bei der Umsetzung dieses gu -
ten Prinzips aufzugeben. Mit anderen Worten: Erst
um 1960 herum war der schöne Grundsatz einiger-
maßen identisch mit seiner praktischen Durch-
führung. Erst 1960 wurden wir wirklich das, was wir
uns vorgenommen hatten zu werden. Aber von die-
ser Zeit an waren wir wenigstens hier relativ frei von
Verlogenheit, konnten wir die entscheidenden Vor-
teile herausarbeiten bei dem Experiment, wie wir un-
seren Einwanderern helfen könnten, kanadische
Staatsbürger zu werden.

Heute nimmt Kanada jedes Jahr 220 000 bis 250 000
Einwanderer auf – das ist weniger als 1 Prozent unse-
rer gesamten Bevölkerung. Im 19. Jahrhundert, nach
1860, waren die Einwanderungswellen, bezogen auf
die Gesamtbevölkerung, noch erheblich höher als
heute. Und im vergangenen Jahrhundert kamen man-
ches Jahr 200 000 Menschen nach Kanada, eine er-
staunliche Zahl, wenn man bedenkt, dass die kanadi-
sche Bevölkerung damals lediglich sechs oder sieben
Millionen betrug.

Von Anfang an hat jede Einwanderung
bei den Menschen, die schon im Land waren, Besorg-
nisse ausgelöst, speziell immer dann, wenn die Ein-
wanderer aus Weltgegenden kamen, die wir nicht
kannten, oder weil zum ersten Mal Menschen von
dort zu uns kamen. Wie würden sich diese Menschen
in die Gesellschaft einfügen? Hatten sie die passende
Hautfarbe? Da sie aus einer anderen Kulturtradition
kamen: Würden sie je unsere Kultur verstehen? Wür-
den sie nicht unser Land verändern? Und wenn, dann
bitte inwelcher Weise? Aus all diesen Fragen (manche
von ihnen waren vernünftig, andere einfach rassis -
tisch) entstand eine Diskussion. Ihre Kernfrage lau-
tete: Wie kann sich ein Land verändern und gleichzei-
tig dasselbe bleiben? Wie weit kann man den zivilisa-
torischen Wandel eines Landes hinnehmen, damit es
gleichbleibt und doch zu etwas Neuem wird?

Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts
machten sie uns alle Angst: die eingewanderten
Deutschen, Ukrainer, Polen und Finnen. Kurz da-
nach machten uns die Chinesen Sorgen, dazu Japaner
und Sikhs. Vor 70, 80 Jahren leisteten wir uns diesen
drei Gruppen gegenüber eine Haltung, die man nur
als klassischen Rassismus bezeichnen kann (Sie kön-
nen sich ihn vorstellen). Im späten 19. Jahrhundert
hatten wir die Chinesen als „Gastarbeiter“ ins Land
geholt, weil wir Arbeiter für die längste Eisenbahn der
Welt brauchten. Anders gesagt: Sie sollten eine Zeit-
lang für uns arbeiten und dann wieder weggehen,
nach Hause zurück, wo sie hergekommen waren. Wir
haben zu diesem Zweck richtig Druck ausgeübt, wir
haben sie absichtlich schlecht behandelt, und von po-
litischen Rechten – gar irgendeiner Einbürgerung –
war schon gar nicht die Rede.

Es ist offenkundig: Mit dieser Einstellung wider-
sprachen wir unseren eigenen Maßstäben und Ge-
danken zur Einwanderung und Staatsbürgerschaft.
Wir haben gern vergessen, dass jeder Mensch, der
nach Kanada kam, bestimmte Rechte und Pflichten
hatte. Die Chinesen jedoch hatten nur ein Recht:
Geld zu verdienen, bevor sie wieder heimgingen. Und
selbst wenn sie blieben, hatten sie immer noch nur
dieses eine Recht, Geld zu verdienen.

Aber dann fielen uns ein paar Dinge auf.
Weil diese Menschen keine Staatsbürger waren, hat-
ten sie auch nicht die Pflichten eines Staatsbürgers;
weil wir sie nicht wirklich akzeptierten, konnten sie
für unsere Gesellschaft kaum einen Beitrag leisten
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(selbst wenn sie es wollten). Ein paar zogen sich da -
raufhin in ein Ghetto zurück. Es interessierte sie ein-
fach nicht, mehr Englisch oder Französisch zu lernen,
als sie unbedingt für ihren Job brauchten. Auch die
Grundsätze einer funktionierenden Demokratie in -
ter essierten sie nicht. Kurz: Einige dieser Menschen,
dieser Nicht-Staatsbürger, hatten so gut wie keinen
Platz in der Gesellschaft.

Wir fanden heraus, was eigentlich selbstverständ-
lich war: dass sich nämlich die Nicht-Staatsbürger
ausgeschlossen fühlten in einer Gesellschaft, in der
sie lebten, aber ohne sich ihr anzupassen. Außerdem
wurde es ihnen großenteils verwehrt, irgendeinen
Gebrauch zu machen von ihrer Kreativität, ihrer
Fähigkeit,  Arbeitsplätze zu schaffen, Unternehmen
zu gründen, hier und da die Führung zu übernehmen.
Sie hatten nur begrenzte Möglichkeiten, einen Bei-
trag zu unserer Gesellschaft zu leisten. Und – kaum
überraschend – viele zogen sich auf sich selbst zurück.
Andere waren unerwartet optimistisch und wild ent-
schlossen, auch dann Kanadier zu werden, wenn Ka-
nada zu dumm war, sie zu akzeptieren. Und sie fanden
einen nützlichen Platz in unserer Gesellschaft. Diese
Entwicklung hatte ein sehr spezielles Resultat: Die
neuen Staatsbürger betrachteten Menschen ohne
Staatsbürgerschaft als Außenseiter, sie fühlten sich
nicht wohl mit ihnen. Auch die Neu-Einwanderer ih-
rerseits wurden nervös. Und die alten Staatsbürger
sowieso. Und so entstand eine Phantasievorstellung
vom Leben dieser komischen Ausländer. Und anders
herum ebenso: Die Ausländer pflegten ihre eigenen
Phantasien von uns, den schrecklichen Inländern. Für
ein wirklich gesellschaftliches Engagement, gar für ge-
genseitiges Verständnis war da kein Platz. Anders ge-
sagt: Das Ergebnis war die emotional übertriebene
Wahrnehmung eines völlig „Anderen“. Der Realitäts-
gehalt solcher Eindrücke tendierte gegen null.

Mitte des 20. Jahrhunderts kamen wir zur Besin-
nung und schafften solche Ausgrenzungen ab. Da-
nach konnte jeder unserer Einwanderer nach kurzer
Zeit kanadischer Staatsbürger werden. Von nun an
nahmen sie alles Kanadische begeistert in sich auf,
das heißt: die Grundsätze unserer Kultur, die staats-
bürgerlichen Pflichten und unser Prinzip der Viel-
sprachigkeit mit den zwei Amtssprachen Englisch
und Französisch.

Das zeigte bei den Menschen, die schon
vorher Kanadier gewesen waren, eine bemerkenswer-
te Wirkung. Während wir den neuen Kanadiern,
ganz verschiedenen Menschen, dabei zusahen, wie sie
unser Land in sich aufnahmen, wie wir selbst es vor-
her getan hatten, und dabei unsere Kultur veränder-
ten, konnten wir gar nicht anders, als selbst darüber
nachzudenken, was das alles eigentlich zu bedeuten
hatte. Wie fühlten wir uns dabei? Wer waren wir ei-
gentlich? Sehr bald fanden wir heraus, dass wir ziem-
lich einfallsreiche Leute waren. Wir sahen, dass wir in-
telligenter waren, als wir geglaubt hatten. Wir sahen,
dass wir großzügiger sein konnten, als es unsere bis-
her ausgrenzenden Überlegungen erlaubt hatten.

Wir entdeckten, dass wir mutiger waren, als wir ge-
dacht hatten. Wenn ich es mal flapsig sagen darf: Man
fühlt sich wohl dabei. Jeder Mensch ist gut in einer Si-
tuation, in der er sich wohlfühlt. In unserem Fall ver-
änderte sich damit auch das ganze Problem der Un-
terschiede zwischen Menschen. Statt Unterschiede
zu fürchten, fingen beide Seiten an, sie zu genießen.
Sie entdeckten eine Zusammengehörigkeit, die Un-
terschiede einschließt.

Und so haben wir im Lauf der Jahrzehnte jedes Jahr
eine Viertelmillion Einwanderer aufgenommen. Was
bleibt, ist die Frage: Wie organisieren wir das alles?
Man kann eigentlich schlecht bestimmen, was es in-
nerlich bedeutet, Staatsbürger zu werden. Man kann
nicht kontrollieren, was im Kopf eines Menschen
oder in einer Familie vor sich geht. Ich habe mich neu-
lich mit dem Historiker Professor Winkler darüber
unterhalten. Das Wesentliche einer Kultur ist aller-
größtenteils nicht schriftlich niedergelegt (das ist
wohl in allen Kulturen so). Neunzig Prozent davon
beruhen einfach auf einer Übereinkunft, die nicht
ausformuliert ist. Welche Kultur will denn schon in
so erschöpfender Weise definiert werden? Das wäre
zweifellos das Gegenteil von Menschlichkeit und De-
mokratie. Und wie wollte man sich selbst noch än-
dern, wenn man sich so definitiv fixiert hat?

Wie organisieren wir also den Übergang der Ein-
wanderer in die Staatsbürgerschaft, wenn deren Kern -
bedeutung nirgends niedergeschrieben ist; wenn wir
es stattdessen mit ungeschriebenen und unausge-
sprochenen gesellschaftlichen Vereinbarungen zu
tun haben? Die Kanadier fanden allmählich eine be-
sondere Antwort: Wir müssen die Annahme unserer
Staatsbürgerschaft mit einer dauerhaft positiven Er-
wartung versehen. Dies führt dann zu dem Wunsch,
auch dazuzugehören.

Mit anderen Worten: Wir betrachten Einwande-
rung als eine Einladung, die mit staatsbürgerlichen
Pflichten verbunden ist. Die Einladung, nach Kana-
da zu kommen, ist in allererster Linie die Einladung,
Bürger oder Bürgerin dieses Landes zu werden. Wir

In Manila: Zukünftige Kanada-Einwanderer  im  Vorbereitungsseminar
(Foto: Mai 2005; Jeol Nito, AFP / Getty Images)



sind sogar ziemlich verärgert, wenn Menschen hier
einwandern und nicht gleich Kanadier werden. Wir
sehen das sozusagen als Beleidigung an für alle, die
schon kanadische Bürger sind. Bei uns kann man in
der Regel nach drei oder in vier Jahren die Staatsbür-
gerschaft erwerben.

Selbstverständlich haben alle Einwande-
rer erst einmal Rechte. Wir müssen es dann aber
schaffen, dass sie auch Verantwortungen und Pflich-
ten übernehmen, sobald sie kanadische Staatsbürger
werden. Wenn sie also wissen, dass die Einladung
nach Kanada mit der Übernahme von Pflichten ver-
bunden ist, dann werden sie auch diese Pflichten be-
reitwillig übernehmen. Vom ersten Augenblick an
werden sie das offene Wort kennenlernen. Sie treten
in eine politische Partei ein (ich weiß, dass sehr viele
Einwanderer sehr schnell einer Partei beitreten), und
sie lernen, wie man kandidieren und gewählt werden
kann. Die Menschen, die vor ihnen da waren, sind
vielleicht nicht mit allem einverstanden, was da Neu-
es geschieht; die neuen Staatsbürger kommen mit
Einstellungen an, die vielleicht nicht recht zu der Kul-
tur passen, wie sie war. Aber das ist auch gut so. Das
Wichtige daran ist, dass sie ihre Zugehörigkeit zeigen
wollen; und sie wollen beweisen, dass sie diese Einla-
dung nicht zufällig und oberflächlich, sondern ab-
sichtsvoll und bewusst aufge fasst haben. Sie sind er-
wünschte Einwanderer. Und indem wir sie als Ein-
wanderer wünschen, wünschen wir sie auch als Staats-
bürger. In der Verlautbarung ihrer – möglicherweise
vom Mainstream abweichenden – Meinungen ent-
decken sie, dass eine öffentliche Meinungsäußerung

eine gute Sache ist. Auch wenn es bis zur Mehrheits-
fähigkeit einer solchen Meinung und ihrer Umset-
zung in Politik noch ein sehr langer Weg ist. Aber
durch solche Teilnahme an der öffentlichen Diskussi-
on verändern sie nicht nur andere Menschen, son-
dern auch sich selbst.

Noch ein wichtiger Punkt:
Das Zugehörigkeitsgefühl bildet sich nicht schon

am Tag ihrer Einwanderung. Im Verlauf des Erwerbs
der Staatsbürgerschaft übernehmen die Einwanderer
die gesamte Geschichte ihres neuen Landes. Das be-
deutet: Wenn jemand heute Bürger dieses Landes
wird, ist er voll und ganz mitverantwortlich für die
frühere Misshandlung unserer Ureinwohner, der In-
dianer, in gleichem Umfang verantwortlich für hun-
dert Jahre Antisemitismus, die Beschlagnahme des
Grundbesitzes von kanadisch-japanischen Bürgern
im Zweiten Weltkrieg und die Arbeitslager, in die wir
sie gesteckt haben. Die neuen Bürger sind mitverant-
wortlich für jede Untat in der Geschichte Kanadas
sowie jedes Versagen, aber auch für jede bewunderns-
werte Tat unserer Demokratie.

Die Staatsbürgerschaft ist kein Selbst-
bedienungsbuffet. Da kann niemand herkommen
und sich die besten Sachen herauspicken und den
Rest liegenlassen. Wer einmal kanadischer Staatsbür-
ger ist, übernimmt damit auch die Verantwortung für
unsere gesamte Geschichte. Es könnte sogar sein,
dass manche Neu-Bürger, die mit ganz anderen Er-
fahrungen kommen, dem Rest der Bevölkerung da-
bei helfen, mit dunklen Kapiteln der Vergangenheit
umzugehen. Vielleicht bringen sie ja etwas mit, das es
uns leichter macht, die Dinge neu zu sehen. Dass das
auch in Wirklichkeit so ist, haben wir in den letzten 50
Jahren oft erfahren. Manchmal scheint es sogar, als
hätten uns erst die neuen Staatsbürger, als Teilhaber
und gleichzeitig Zeugen unserer geistigen Blockaden,
dazu verholfen, manche unserer eher fragwürdigen
Vorstellungen von Gesellschaft noch einmal zu über-
denken.

Ich muss aber etwas noch einmal unterstreichen:
Das bedeutet nicht, dass der Einwanderer alles an un-
serer Gesellschaft – oder gar ihre künftige Entwick-
lung – einfach hinnehmen muss. Sobald die Einwan-
derer Staatsbürger sind, haben sie das Recht, diese
Gesellschaft zu verändern. Man nennt dieses Verfah-
ren Demokratie. Wenn einer von ihnen eine Mehr-
heit von seiner Idee überzeugen kann, wird sich die
Gesellschaft wohl auch verändern. Neue Staatsbürger
erleben sehr bald, wie kompliziert dieses Verfahren
ist, wie langwierig und schmerzhaft es sein kann. Ich
meine damit nicht, dass die Demokratie sie davon
abhal ten sollte, dieses Land zu verändern. Ganz im
Gegenteil: Ihre Teilnahme an der Debatte um die
Zukun ft der Gesellschaft macht den Veränderungs-
prozess erst interessant und bewirkt ein gesundes
Selbstvertrauen zu allem, was wir sind und was wir
werden können.

Die schnelle Einbürgerung hat noch ganz andere
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Ideallandschaft: Einwanderer  in Kanada, etwa 1840
(Radierung von R. Sands; Bild: Hulton Archive, Getty Images)



Vorteile. Einer davon ist die Formulierung einer kom-
plexen Einwanderungspolitik, die dadurch nötig und
möglich wird. Wenn wir Menschen dazu einladen,
Staatsbürger zu werden, dann haben wir offenkundig
das Recht, das richtige Verfahren dazu nach unseren
Wünschen einzurichten. Wir suchen nicht einfach
nur Arbeiter, wir suchen Staatsbürger. Wir laden nie-
manden unter falschen Vorwänden zu uns ein. Das
heißt, die Überprüfung des Antrags ist schwierig und
manchmal richtig hart, aber auch offen und mehrdi-
mensional. Aber auch dies muss man sehen: Wir kön-
nen diese Überprüfung noch so präzise durchführen,
so wird doch die Gesamtheit der Einwanderer (im-
merhin eine Viertelmillion pro Jahr) unvermeidlich
eine recht gemischte Gruppe darstellen, was sich
dann aber im Lauf der Jahre ändert.

Natürlich gibt es nützlichkeitsorientier-
te Kanadier, die meinen, wir sollten nur brauchbar
ausgebildete Einwanderer aufnehmen. Meines Erach-
tens ist der Vorschlag Unsinn. Selbstverständlich
müssen unsere Einwanderer eine Ausbildung haben,
am besten eine sehr gute. Aber wenn wir ausschließ-
lich sie aufnähmen, würden wir nur anderen, ärmeren
Ländern ihre besten Leute stehlen und dort die Lage
noch hoffnungsloser machen. Unsere ganze Vergan-
genheit lehrt uns, dass Menschen aus den ärmsten
Verhältnissen überraschend oft die ehrgeizigsten,
motiviertesten Einwanderer sind.

Ein Großvater von mir wurde von seinen Eltern als
kleines Kind auf dem Trafalgar Square in London
ausgesetzt. Er schaffte es bis nach Kanada, als Leihar-
beiter, wie wir das heute nennen würden (aber das
wäre nur ein nettes Wort für „Sklave“). Sein Leben in
Kanada begann er als Briefbote auf den Eisenbahnli-
nien von Küste zu Küste. Am Ende steuerte er selber
einen solchen Zug. Und sein Sohn wurde Arzt. Ich
glaube also an die Fähigkeit unterprivilegierter Men-
schen, in der Mitte unserer Gesellschaft anzukom-
men, wenn man ihnen nur die gleichen Startchancen
gibt wie allen anderen Bürgern. Gerade weil sie so viel
erreichen müssen, sind sie wertvolle Mitglieder unse-
rer Gesellschaft.

Ganz selbstverständlich verändern neue Bürger
eine Gesellschaft. Wenn ich auf die letzten 40, 50 Jah-
re zurückblicke, wie sich in dieser Zeit die kanadische
Gesellschaft verändert hat, dann kann ich nur sagen:
Sie ist heute erheblich aufregender als in meiner
Kindheit, eine offenere, einladende Gesellschaft, die
niemanden ausschließt. Die Grundsätze, die Louis-
Hyppolite LaFontaine 1840 aufgestellt hat, gelten im-
mer noch, ja sogar stärker als je zuvor.

Offenkundig ist unsere Gesellschaft heute kompli-
zierter als damals. Wir werden heute immer wieder
überrascht von den neuartigen Entwürfen der Ein-
wanderer für eine moderne Gesellschaftskultur. Jedes
Mal, wenn wir uns an eine Vorhersage über die künfti-
gen Auswirkungen der Immigration wagen, liegen
wir nach kurzer Zeit völlig daneben. Und warum?
Weil freie Menschen mit Verantwortung und Pflicht-
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gefühl immer überraschen. In den allermeisten Fällen
sind solche Überraschungen positiver Natur, weil
Menschen ganz allgemein immer eine bessere Gesell-
schaft schaffen wollen.

Ich glaube, ich beschreibe Ihnen hier den typischen
Mittelklasse-Bürger in einem demokratischen Bun-
desstaat. Im Kern dieses Staates wächst ein starkes
Selbstvertrauen. Was tut man damit? Man experi-
mentiert weiter. Man hat genug Selbstvertrauen, auch
das Unerwartete zu versuchen. Auf Deutschland an-
gewandt könnte ich sagen, das dies die Deutschen
mit ihrem Engagement für Europa getan haben.

Ich weiß, dass die Deutschen ihr politi-
sches Handeln eher nicht als Experiment und das
Motiv dazu nicht als Selbstvertrauen zu sehen ge-
wöhnt sind. Aber wenn man es sich einmal von außen
ansieht, erkennt man, was für einen gewaltigen
Sprung ins Ungewisse Deutschland mit der Idee und
der Gestaltung Europas gewagt hat. Zu oft ernten an-
dere Ruhm und Anerkennung dafür. Ich bin jedoch
überzeugt, dass man im intellektuellen und emotio-
nalen Kern dieser Entwicklung immer wieder auf
Deutschland trifft. Was Sie hier unternommen ha-
ben, war und ist immer noch hochriskant. Sie stehen
mit diesem Vorsprung hier in vorderster Linie, und
Sie beweisen das faszinierende Selbstvertrauen, eini-
ges aufs Spiel zu setzen für die Schaffung eines besse-
ren Kontinents, auch weil Sie wissen, was geschehen
kann, wenn das schiefgehen sollte. Diese Bereitschaft
zum Experiment, zum Risiko haben wir, Kanadier
und Deutsche, gemeinsam. Beide machen wir nicht
einfach so weiter mit unserem Nationalstaat. Viel-
mehr riskieren wir Veränderungen; wir tun es mit
dem Vertrauen in die positive Natur des Menschen in
einer einladenden Gesellschaft.

Der Beitrag ist die leicht gekürzte Rede, die S. E. JohnRalston
Saul am 13. Mai 2005 zur Eröffnung der neuen Botschaft Kanadas
in Berlin hielt. Aus dem Englischen von Fritz R. Glunk.

Polnische Flüchtlinge 1939: Zwischenhalt  in England
auf dem Weg nach Kanada (Foto: Hulton Archive, Getty Images)


